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SHORT NEWS

Deux siècles d’école

Le dossier central de la nouvelle édition du mensuel forum (n° 301) 
est ambitieux : il est consacré aux 200 dernières années des politiques 
d’éducation menées au Luxembourg. Le fil conducteur des articles suit 
une logique intéressante, car il tente de retracer comment l’école des 
débuts a été mise au service de l’église catholique et de la construction 
d’une identité nationale pour aboutir, de nos jours, à la transmission de 
ce qu’il est convenu d’appeler les « compétences ». Dans un entretien 
avec Michel Lanners, premier conseiller de gouvernement au minis-
tère de l’éducation nationale, le mensuel évoque le rôle d’organismes 
internationaux tels que l’OCDE dans la création d’un langage d’exper-
tise. Dans ce contexte, l’on regrettera peut-être l’absence de voix plus 
critiques, notamment celles du front syndical de l’enseignement, tota-
lement absent du numéro alors qu’il est particulièrement actif sur cette 
question. Au-delà du dossier central, l’on trouvera quelques originalités, 
comme un entretien avec les représentant-e-s de trois fondations poli-
tiques proches respectivement du LSAP, des Verts ou de déi Lénk, ainsi 
qu’un texte de l’ancien président et historien de l’Unel, Frédéric Krier, au 
sujet de l’aide financière aux études.

Volkszählung mit Pseudo-Datenschutz

Sind statistische Erhebungen in der Art des für Februar 2011 geplanten 
„Recensement“ nützlich? Der Statec ist davon überzeugt, dass die vier 
Millionen, die das Ganze kostet, gut angelegt sind. Die Behörde verweist 
auf die verbesserte Vorausplanung von Infrastrukturen wie Schulen, 
Altersheimen und Wohnungen. Was theoretisch stimmt, hat in der Praxis 
noch nie funktioniert - in allen diesen Bereichen wurde in Luxemburg 
bisher an den Bedürfnissen vorbei geplant. Sind Volkszählungen ein 
weiterer Schritt in Richtung Überwachungsstaat? Angesichts der Banali-
tät der erhobenen Daten erscheint diese Kritik kaum gerechtfertigt. Allen-
falls kann man es als BürgerIn bizarr finden, dass der Staat Details über 
die private Energienutzung erfahren will, dass aber der Minister Jeannot 
Krecké Greenpeace den Zugang zu Informationen zur Energiewirtschaft 
verweigert. Wie der Statec aber versucht, Menschen die sich trotzdem 
um den Datenschutz sorgen zu beschwichtigen, ist einfach lächerlich. 
Zwar werden die Namensangaben von den Fragebögen abgetrennt, um 
sie zu „anonymisieren“. Doch wer sich auch nur bisschen in der Materie 
auskennt weiß, dass es ein Leichtes ist, die Fragebögen anhand des 
Wohnviertels und ein paar Merkmalen wieder zuzuordnen, wenn man 
das denn wollte.

BEHINDERTENRECHT

Das Recht auf  
Teilhabe
Christiane Walerich

Die Menschenrechtskommission 
fordert endlich ein Gremium  
einzurichten, das nach der Umset- 
zung der Behindertenrechtskonven- 
tion über deren Einhalt wacht.

„Als Behinderte müssen wir For-
derungen stellen und unsere Regie-
rungen unter Druck setzen: Die Be-
hindertenrechtskonvention ist ein 
wirksames und starkes Instrument, 
um unser Recht auf Teilhabe einzufor-
dern“, meinte einmal Dinah Radtke, 
engagiertes Mitglied der Weltorgani-
sation „Disabled Peoples Internatio-
nal“. Radtke, die infolge einer spina-
len Muskelatrophie an den Rollstuhl 
gebunden ist, hatte zusammen mit 
anderen Betroffenen aus Behinderten-
organisationen aktiv an der Ausarbei-
tung der Behindertenrechtskonventi-
on mit dem besonderen Schwerpunkt 
Frauen mitgewirkt. Diese Konvention 
stand im Mittelpunkt einer Presse-
konferenz der Menschenrechtskom-
mission (CCDH), die in dieser Wo-
che stattfand. Vorgestellt wurde die 
Stellungnahme der Kommission zum 
Gesetzesentwurf Nº 6141, der die Um-
setzung der Behindertenrechtskonven-
tion zum Ziel hat. 

Die Regierung hat die Konventi-
on der Vereinten Nationen zur För-
derung und zum Schutz der Rechte 
und der Würde von Menschen mit 
Behinderungen am 30. März 2007 
zwar unterzeichnet, jedoch bis heute 
nicht ratifiziert. „Der Gesetzesentwurf 
wurde im Mai in der Chamber depo-
niert und sollte noch bis Ende dieses 
Jahres ratifiziert werden“, stellte Roby 
Altman, Mitglied der Arbeitsgruppe 
zur UN-Konvention und Vizepräsident 
der Menschenrechtskonvention fest. 
Und: „Der Staat hat die Verpflichtung, 
die einzelnen Artikel der Konvention 
umzusetzen. Er ist der Garant dieser 
Rechte. Aber er muss auch Maßnah-
men ergreifen, dass Behinderte tat-
sächlich Gebrauch von diesen Rech-
ten machen können“, so Altman.

Denn bisher stellt die undurchsich-
tige Lage der Kompetenzbereiche für 
viele Betroffene ein großes Hemmnis 
dar. Die verschiedenen Dienststellen - 
vom Familien- über das Gesundheits-, 
das Transport- und das Arbeitsminis-
terium, den Solidaritätsfond und die 
Pflegeversicherung - erschweren es 
Menschen mit Behinderungen, ihre 
Rechte zu überblicken. Auch hier 

Im Kleinen ganz groß

Eigentlich wollen wir ja so viel erreichen. Wir würden gerne die 
Woxx noch grösser und schöner machen, noch interessanter und 
subversiver. Unser Wunsch wäre zusätzliche Posten zu schaffen, 
um die Fülle der LeserInnen-Reaktionen zu bearbeiten. Unser 
Traum wäre es nicht nur oberflächlich zu berichten, sondern 
bis in die Fundamente der Politik vorzudringen und strukturelle 
gesellschaftliche Umwälzungen anzuregen. Unser Gelüst wäre 
über die Studentenfoire und die Ökofoire hinaus bei sämtlichen 
großen Veranstaltungen präsent zu sein. Monatlich würden wir 
mindestens vier Podiumsdiskussionen organisieren, jede Woche 
eine, und so letztlich bewirken, dass das Wort mit der Woxx 
verwechselt wird - und nicht umgekehrt. Wir hätten die Woxx-
Weihnachtsnummer so wie das Gebäck im Supermarkt schon im 
Sommer gebacken. Nun sind wir jedoch noch nicht so weit. Und 
ein kleiner Spruch in der Gemeinschaftsküche erinnert uns immer 
wieder an die eigene Bescheidenheit: „Tout le monde veut sauver 
la planète, mais personne veut descendre les poubelles“.
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AKTUELL

will die UN-Konvention mehr Klar-
heit schaffen. Besonders Artikel 33 
der Behindertenrechtskonvention the-
matisiert die Funktion von solchen 
Anlaufstellen, die mit der Umsetzung 
der UN-Konvention beauftragt sind.

Diese „Focal points“ sollen auf 
der Ebene der Ministerien eingerichtet 
werden. Die UN-Konvention verlangt 
jedoch auch, dass die Staaten eine 
oder mehrere Strukturen schaffen, die 
in ihrer Zusammensetzung unabhän-
gig und pluralistisch sind, die Sen-
sibilisierung der Behörden und der 
Bevölkerung betreiben, die Vertretung 
von Rechtsansprüchen wahrnehmen 
und die Kontrolle der Umsetzung der 
Behindertenrechtskonvention organi-
sieren. „Hier kommt auch die Men-
schenrechtskommission ins Spiel, die 
als Element einer solchen Struktur im 
Gesetzesentwurf 6141 vorgesehen ist“, 
so Altmann. Die Menschenrechtskom-
mission habe das Mandat, über die 
Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention zu wachen. Jedoch könne sie 
diese Aufgaben nicht ohne eine per-
sonelle und finanzielle Aufstockung 
wahrnehmen und sei generell außer-
stande, diese alleine zu bewältigen. 
„In puncto Sensibilisierung muss die 
Zivilgesellschaft ins Boot geholt wer-
den - etwa Vereinigungen von Men-
schen mit Behinderungen“, fordert 
Altmann. Die CCDH habe zudem nicht 
die Kompetenz, jene vom Artikel 33 
vorgesehenen Rechtsbefugnisse zu 
übernehmen und individuelle Klä-
ger vor Gericht zu vertreten. „Damit 
könnte das Centre pour l’égalité de 
traitement beauftragt werden“, so 
Altman. Und letztlich benötigten die-
se Anlaufstellen auch barrierefreie 
Räumlichkeiten, die einen ungehin-
derten Zugang sicherstellen.
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